
 

 

 
Stadt Soltau  

 

59. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Soltau 
„Sonderbaufläche Vogelbeerweg / Lüneburger Straße“ 

 
Zusammenfassende Erklärung nach § 6a Abs. 1 BauGB 

 
Mit der 59. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Soltau sollen die planungsrechtli-
chen Voraussetzungen zur Sicherung und Ergänzung des bestehenden großflächigen Einzel-
handelsstandortes an der Lüneburger Straße geschaffen werden. Vorgesehen ist die Um-
wandlung einer bislang unbebauten Teilfläche im nordwestlichen Grundstücksbereich von ei-
ner gewerblichen Baufläche in eine Sonderbaufläche „Großflächiger Einzelhandel“. 
 
Der Änderungsbereich hat eine Größe von ca. 0,3 ha und liegt im östlichen Stadtgebiet von 
Soltau, direkt an der B 71 („Lüneburger Straße“). Die verkehrliche Erschließung erfolgt über 
die angrenzende Bundesstraße. Der Änderungsbereich umfasst die Nordwestecke des Grund-
stücks eines bestehenden Lebensmittelvollsortimenters. Es handelt sich um eine innerstädti-
sche, ehemals bebaute Fläche, die derzeit beräumt ist. Vegetation ist lediglich in den nördli-
chen und westlichen Randbereichen vorhanden. Eine 3,0 m hohe Verwallung im Norden des 
Änderungsbereiches sorgt für eine wirksame visuelle und lärmtechnische Abschirmung. 
 
Der Betreiber des Einzelhandelsstandortes beabsichtigt in diesem Zusammenhang die An-
siedlung eines Getränkemarkts mit einer Verkaufsfläche von bis zu ca. 800 m². Im Rahmen 
einer Verträglichkeitsuntersuchung wurde geprüft, welche Sortimente in welchem Umfang ver-
träglich integrierbar und realistisch umsetzbar sind. Für den geplanten Getränkemarkt wurde 
eine raumordnerische und städtebauliche Verträglichkeit festgestellt. 
 
 
1. Berücksichtigung der Umweltbelange 
 
Der Änderungsbereich liegt außerhalb von Landschaftsschutzgebieten, Naturschutzgebieten, 
FFH-Gebieten sowie EU-Vogelschutzgebieten. Das nächstgelegene FFH-Gebiet (2924-301 
„Böhme“) befindet sich in rund 1,25 km Entfernung in südlicher Richtung. Wasserschutzge-
biete, Heilquellenschutzgebiete oder Überschwemmungsgebiete nach WHG sind im Umfeld 
nicht vorhanden. Weitere Schutzgebiete sind im Umfeld des Änderungsbereichs nicht vorhan-
den. 
 
Laut Landschaftsrahmenplan des Landkreises Heidekreis (2013) kommt dem Änderungsbe-
reich eine sehr geringe Bedeutung hinsichtlich Arten, Biotope und Landschaftsbild zu. Auch 
hinsichtlich der Bodenqualität, Stoffretention und weiterer ökologischer Zielkonzepte liegt 
keine besondere Relevanz vor. Ein Landschaftsplan für die Stadt Soltau liegt nicht vor. 
 
Das Schutzgut Mensch ist durch die Planung nicht erheblich betroffen. Die schalltechnische 
Untersuchung hat ergeben, dass die maßgebenden Immissionsrichtwerte eingehalten werden. 
Die nächstgelegene schutzbedürftige Wohnbebauung liegt außerhalb des relevanten Einwir-
kungsbereichs. Während der Bauphase ist mit temporären Lärmimmissionen zu rechnen. Aus-
wirkungen auf die Erholung sind nicht zu erwarten. 



 

 

Bezüglich der Schutzgüter Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt sind keine erheblichen Be-
einträchtigungen zu erwarten. Die Fläche stellt sich weitgehend vegetationslos dar; vorhan-
dene Gehölzstrukturen in den Randbereichen bleiben unberührt und werden im Rahmen der 
verbindlichen Bauleitplanung zum Erhalt festgesetzt. Verbotstatbestände nach § 44 
BNatSchG werden nicht berührt.  Der Änderungsbereich ist durch menschliche Nutzung vor-
geprägt; relevante Bodenfunktionen sind bereits weitgehend verloren. Es bestehen keine Hin-
weise auf schutzwürdige Böden oder Altlasten im Plangebiet. Auch unter Berücksichtigung 
von § 1a BauGB sind keine erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Boden zu erwarten. 
Für das Schutzgut Wasser bestehen ebenfalls keine erheblichen Risiken. Oberflächengewäs-
ser sind nicht vorhanden, und eine örtliche Versickerung ist vorgesehen, um möglichen Ober-
flächenabfluss zu minimieren. Das Gebiet befindet sich außerhalb wasserrechtlich relevanter 
Schutzbereiche. Im Hinblick auf Luft und Klima wird festgestellt, dass sich das Gebiet in einem 
bereits versiegelten, siedlungsgeprägten Bereich befindet. Eine relevante klimatische Aus-
gleichsfunktion besteht nicht. Temporäre Emissionen während der Bauphase sind möglich, 
jedoch nicht erheblich. Das Landschaftsbild wird durch die Planung nicht wesentlich beein-
trächtigt. Die Umgebung ist bereits durch Einzelhandel und Stellplatzanlagen geprägt. Beste-
hende Gehölzstrukturen werden erhalten. Die Bedeutung des Änderungsbereichs für das 
Landschaftsbild wird als sehr gering eingeschätzt. Für das Schutzgut Kultur- und Sachgüter 
sind keine konkreten Hinweise auf vorhandene Kulturgüter bekannt.  
 
Aufgrund der bereits bestehenden planungsrechtlichen Grundlage sowie des vegetationslosen 
Zustands der Fläche werden keine Kompensationsmaßnahmen ausgelöst. Schwierigkeiten 
bei der Datenerhebung oder Bewertungsunsicherheiten bestanden nicht. 
 
 
2. Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung  
 
Im Rahmen der Beteiligung nach § 3 Abs. 2 BauGB ging eine Sammelstellungnahme (10 Per-
sonen) der Anlieger/innen der Straßen Tannenweg und Hasenwinkel ein, die vornehmlich die 
Immissionssituation zum Inhalt hatte. Hierzu ist auszuführen: Die Einwendungen bezogen sich 
detailliert auf Lärmauswirkungen, die von konkret in Planung befindlichen oder teilweise schon 
vor Ort bestehenden Anlagen und Einrichtungen ausgehen. Der Umgang mit den angespro-
chenen Emissionen erfolgt der Planungsebene entsprechend im in Aufstellung befindlichen 
Bebauungsplan. Diesem zugeordnet ist ein fortgeschriebenes Lärmgutachten, das u.a. in 
Festsetzungen zur Einhausung der Anlieferzone des Getränkemarktes und zu einer anforde-
rungsgerechten Lärmschutzwand in Fortsetzung des bestehenden Walls mündet. Weiterhin 
unterstellt das fortgeschriebene Lärmgutachten auch die vom Betreiber zugesagte Einhau-
sung der Anlieferzone des Hauptgebäudes. Hinsichtlich der technischen Aggregate wird eine 
Ausführung gemäß aktuellem Stand der Technik vorausgesetzt, womit die einzuhaltenden 
Richtwerte für Reine Wohngebiete deutlich (rd. 9 dB(A)) unterschritten werden. Die von den 
angesprochenen Glascontainern ausgehenden Geräusche sind lärmtechnisch als nicht rele-
vant einzustufen, solange sich die Nutzung gemäß den Vorgaben auch den Tageszeitraum 
beschränkt. Unabhängig davon wird der Betreiber im Kontext mit den Planungen zum Geträn-
kemarkt prüfen, ob ein anderer Standort vorteilhafter ist. 
 
Zusammenfassend ergaben sich damit für die vorliegende Planungsebene keine Auswirkun-
gen aus den privaten Einwendungen – die aber im Rahmen der Bebauungsplanung soweit 
geboten Berücksichtigung fanden.  
 
Seitens der Behörden und sonstigen Träger öff. Belange wurden im Zuge der Beteiligung nach 
§ 4 Abs. 2 BauGB folgende Hinweise und Anregungen vorgetragen: 
 
Sowohl der Landkreis Heidekreis als auch die IHK machten raumordnerische Bedenken hin-
sichtlich der Nicht-Einhaltung des Integrationsgebotes geltend. Zum Integrationsgebot bzw. 
zur Anwendung der Ausnahmeregelung wurde durch den Fachgutachter Dr. Lademann & 
Partner eine ergänzende Stellungnahme vorgelegt. Auf dieser Grundlage erfolgte eine erneute 



 

 

Beteiligung nach § 4a Abs. 3 BauGB, in der die raumordnerisch betroffenen Behörden / Träger 
öff. Belange nochmals beteiligt wurden. Die Ausarbeitung wurde der Begründung beigefügt, 
die Begründung wurde an den entsprechenden Stellen inhaltlich ergänzt. Den diesbezüglichen 
Hinweisen des Landkreises bzw. der IHK wurde somit gefolgt. 
 
Der Landkreis wies im Kontext Raumordnung auf das nicht mehr anzuwendende RROP 2015 
(Entwurf) hin, sowie auf den (Bundes-) Raumordnungsplan Hochwasserschutz. Diesbezüglich 
wurde die Begründung aktualisiert bzw. ergänzt, ohne dass sich daraus inhaltlich Auswirkun-
gen für die Planung ergaben.  
 
Zudem regte der Landkreis bereits auf dieser Planungsebene Vorgaben zu Außenbeleuchtung 
und Werbung an – dem folgte die Stadt jedoch nicht, da diese erst im Bebauungsplan verbind-
lich zu regeln ist. Lediglich die Begründung wurde hinweisend ergänzt.  
 
Die Nds. Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr wies auf den Abstimmungsstand hin-
sichtlich der Ertüchtigung der Einmündungen in die B 71 hin. Konkret bevorzugt die Landes-
behörde die Variante 4 gemäß Verkehrssimulation, verbunden mit Umbaumaßnahmen an den 
Einmündungen. Damit können die Anforderungen an die äußere Erschließung erfüllt werden. 
Die Begründung wurde dementsprechend aktualisiert.  
 
Zudem wurden Hinweise zum Denkmalschutz, zur Abfallentsorgung, zu Kampfmitteln und zu 
Emissionen infolge der angrenzenden DB-Bahnstrecke vorgetragen, die jedoch entweder 
schon in der Entwurfs-Begründung angesprochen waren oder inhaltlich für diese Planungs-
ebene nicht relevant waren. Zusammenfassend ergaben sich außer den angesprochenen An-
passungen in der Begründung keine inhaltsrelevanten Auswirkungen. 
 
Im Zuge der erneuten Beteiligung nach § 4a Abs. 3 BauGB wurden seitens der beteiligten 
Behörden / Träger öff. Belange keine neuerlichen Hinweise oder Anregungen vorgetragen.  
 
 
3. Prüfung anderweitiger Planungsmöglichkeiten 
 
Angesichts der bereits vorhandenen betrieblichen Strukturen am Standort sind sich wesentlich 
unterscheidende Lösungen im Sinne einer Standortalternative nicht gegeben. Durch die ge-
plante Erweiterung kann der bestehende Einzelhandelsstandort gestärkt und gleichzeitig der 
Verbrauch neuer Außenbereichsflächen vermieden werden. 
 
Etwaige Varianten bezüglich der betriebsinternen Organisation wurden im Rahmen des paral-
lel in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes geprüft. Als Ergebnis scheinen die geplanten 
Entwicklungsflächen im Bestreben, einen kompakten Einzelhandelsstandort zu entwickeln, 
sinnfällig und auch mit Blick auf mögliche Eingriffe in Natur und Landschaft begründbar. Es 
wird lediglich ein kleinflächiger, vormals bereits bebauter Bereich in Anspruch genommen. 
 
 
 
Zusammenstellung:  
H&P, Laatzen, Juli 2025 


